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Wohnsitz in Übergangswohnheim?
Sachverhalt

Bei der Frage nach der Wohnsitznahme gilt ja gem. Art. 26 ZGB, dass der Aufenthalt in einer Anstalt keinen Wohnsitz begründet. (Nicht darunter fallen m.M. nach Altersheim und Pflegeplätze, die immer einen neuen WS begründen.) Entscheidend dafür ist gem. Basler Kommentar, ob der Eintritt in eine Anstalt durch Einweisung erfolgt ist. Wenn ja, wird kein neuer Wohnsitz begründet. Keine Einweisung stelle der freiwillige selbst bestimmte Eintritt einer urteilsfähigen Person dar (RZ 6 zu Art. 26). 
 

Wie würden Sie in folgendem Fall entscheiden: eine urteilsfähige Person hielt sich wegen psychischen Beeinträchtigungen freiwillig in einer Klinik auf und entschliesst sich anschliessend aus freien Stücken für den Eintritt in eine betreute Wohngemeinschaft in Horgen. Eine Einweisung fand nicht statt, lediglich eine ärztliche Empfehlung. Wichtig ist zu wissen, dass von der Zweckbestimmung her kein Verbleib auf Dauer in der WG möglich ist, sondern nur als Übergangsmöglichkeit bis zur Wiedereingliederung. Wo sie sich anschliessend niederlassen wird, ist völlig offen. 
 

Gemäss Basler Kommentar hat sie einen neuen WS begründet. Würde man aber diese Haltung übernehmen, dass die freiwilligen "Insassen" jeweils einen neuen WS begründen, würden Einrichtungen wie betreute Wohngemeinschaften in Frage gestellt, weil sich die örtliche Gemeinde querstellen würde. 
 

Wie sehen Sie das?
Erwägungen

1. Jede Schweizerbürgerin und jeder Schweizer Bürger geniesst die Niederlassungsfreiheit und kann sich deshalb an jedem Ort des Landes niederlassen, die Schweiz verlassen und jederzeit wieder einreisen (Art. 24 Bundesverfassung). Von dieser Wahlfreiheit kann jede Person selbst Gebrauch machen, solange sie in der Lage ist, vernunftgemäss zu handeln, d.h.  solange sie im Besitz der Urteilsfähigkeit ist. Sie begründet durch die willentliche Ausübung dieses Wahlrechts Wohnsitz (BGE 127 V 237; Ch. Brückner, Das Personenrecht des ZGB, N 330 S. 96 f.). 


2. Der Aufenthalt zu einem Sonderzweck begründet keinen Wohnsitz. Ein Sonderzweck ist insbesondere dann anzunehmen, wenn eine Person pflegebedürftig ist und keine Möglichkeiten mehr hat, sich an einem beliebigen Ort aufzuhalten und exklusive auf eine bestimmte Institution angewiesen ist (z.B. Paraplegikerzentrum). Sodann kann die Einweisung in eine Anstalt keinen Wohnsitz begründen (H.M. Riemer, Personenrecht des ZGB, N 202 S. 92). Die Regel des Art. 26 ZGB gilt allerdings nicht absolut, sondern nur als widerlegbare Vermutung (Berner Kommentar Bucher, N 6 ff. zu Art. 26 ZGB; Berner Kommentar Schnyder/Murer, N 62 zu Art. 376 ZGB). Widerlegbare ist diese Vermutung mit der Begründung, die betreffende Person habe mit dem Aufenthaltsort eine derart enge Beziehung entwickelt, dass ein wohnsitzbegründender Lebensmittelpunkt entstanden sei. Diese Annahme wird mit Rücksicht auf die Konsequenzen für Ortschaften, in deren Hoheitsgebiet Anstalten errichtet werden,  nur mit grosser Zurückhaltung getroffen (Schnyder/Murer, a.a.O. N 59). 

Die Praxis kennt folgende Kriterien, um am Anstaltsort Wohnsitz begründen zu können (vergl. ZVW 2002 S. 212 und die dort in Fussnote 24 zitierten Quellen, insbesondere den Beitrag von C. Hegnauer, Von der Mühsal eines Verwandten-Vormundes, ZVW 2001 S. 12 ff.):
· den in Art. 24 Abs. 2 ZGB ausdrücklich vorgesehenen Fall des Wechsels eines fiktiven Wohnsitzes

· mehr und nähere Beziehungen zum Anstaltsort, wenn mehrere Aufenthaltsorte konkurrieren

· ausschliessliche persönliche Beziehungen zum Anstaltsort und fehlende Perspektiven für eine Rückführung an den bisherigen (abgeleiteten) Wohnsitz, zu dem keinerlei persönliche Anknüpfungspunkte bestehen

· langdauernde Verschiebung des Lebensmittelpunktes an den Anstaltsort und Bedarf nach Betreuung an diesem Ort

· Begründung eines Lebensmittelpunktes am Anstaltsort, wenn dies mit Rücksicht auf das Kriterium der Freiwilligkeit des Eintritts in die Anstalt und des Angewiesenseins auf Betreuung entschieden werden kann (BGE 5C.16/2001 vom 5. Februar 2001 in Pra 2001 S. 783 ff.)
· grosse räumliche Distanz zwischen Mündel, Vormund und Vormundschaftsbehörde, was eine gehörige Führung der Vormundschaft (unter Einschluss der Geltendmachung sozialhilferechtlicher Ansprüche) verunmöglicht
· fehlende Beziehung zur Wohnsitzgemeinde, die ohne hiezu örtlich zuständig zu sein die Vormundschaft ursprünglich anordnete.


3. Wohnsitz bedeutet immer, dass man sich mit der Absicht des dauernden Verbleibens einen Lebensmittelpunkt begründet. Die Dauer des Verweilens ist dabei nicht relevant, weil man sich auch dann einen Lebensmittelpunkt begründen kann, wenn die Absicht besteht, den Wohnsitz nach Eintritt einer absehbaren Bedingung wieder zu verlassen. Im vorliegend geschilderten Fall besteht nicht der Eindruck, dass die Absicht besteht, sich in dieser Wohngemeinschaft niederzulassen, sondern sie dient der Wiedereingliederung in eine noch zu findende soziale Umgebung. 

4. Wir haben in einer Anfrage betreffend Wohnsitz am Standort eines Männerheimes am 8. April 2005 folgende Auskunft erteilt: 

Bei dem von Ihnen geschilderten Fall ist die betroffene Person freiwillig eingetreten, stellt das Männerheim nicht eine zwingende therapeutische Option dar, und unterliegt der Untergebrachte nicht einer Anstaltsordnung im engeren Sinne. Wenn bei B. die Absicht besteht, sich im Männerheim einen eigenen Lebensmittelpunkt zu begründen, zu diesem Ort Beziehungen aufzubauen und dies auf eine gewisse, nicht nur vorübergehende Dauer Bestand haben kann, so ist er berechtigt, seine Schriften als Einwohner der Gemeinde E. zu hinterlegen, weil er dort Wohnsitz genommen hat. Beachten Sie allerdings, dass die Schriftenhinterlage bloss ein Indiz für den Wohnsitz ist, Wohnsitznahme kann aber auch ohne Schriftenhinterlage erfolgen, weil die Zuordnung eines Wohnsitzes eine Rechtsfrage darstellt und dessen Nachweis der freien Beweiswürdigung unterliegt (d.h. nicht allein von einer Schriftenhinterlage, sondern von den tatsächlichen Lebensumständen abhängt (Berner Kommentar ZGB Bucher N 70, 77-88 zu Art. 23.). 


Herr B. hat Anspruch darauf, dass die Einwohnerbehörde B. eine Verfügung mit Rechtsmittelbelehrung erlässt, wenn sie die Entgegennahme der Schriften ablehnen will. Andererseits besteht auch die Möglichkeit, von der VB E. die Übernahme der Massnahme zu verlangen, wenn sich die Situation am neuen Wohnort als absehbar stabil erweist. 


5. Mit Bezug auf Ihren Fall scheint mir ausschlaggebend, ob das Wohnheim auf absehbare Zeit die „neue Heimat“ des Betroffenen wird, oder ob es als „Basislager“ dient, um ihn wieder zu integrieren. Letzterenfalls wäre wohl davon auszugehen, dass er keinen Wohnsitz am Ort des Wohnheims begründet.

Mit freundlichen Grüssen

Kurt Affolter

lic. iur., Fürsprecher und Notar

Ligerz, 26.4.2006
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